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PRESSEMITTEILUNG 

Nr. 137 vom 06.06.2013 

CDU-Antrag: Patientenunterlagen sichern und auswerten, um mögliches Unrecht an Patien-

ten aufzuklären 

Dieter Dombrowski/Michael Schierack: SPD und Linke sperren sich gegen Aufklärung der 

Pharmatests 

SPD und Linke sperren sich gegen die Aufklärung der Pharmatests an Menschen in der DDR. Ges-

tern hat die rot-rote Regierungskoalition den Antrag im Landtag abgelehnt, die betreffenden 
Patientenunterlagen zu sichern und auszuwerten sowie eine unabhängige Kommission einzuset-

zen, um mögliches Unrecht an Patienten aufzuklären. 

Dazu sagt Prof. Dr. Michael Schierack, gesundheitspolitischer Sprecher der CDU-Fraktion im 

Landtag Brandenburg: 

„Es ist für mich überhaupt nicht nachvollziehbar, weshalb die rot-rote Regierungskoalition den 

Antrag zur Aufklärung der Pharmatests abgelehnt hat. Glaubwürdige Gründe zur Ablehnung des 
Antrages hat die Koalition nicht angeführt. Eine gemeinsame Initiative der Fraktionen im Landtag 

wäre ein wichtiges Signal für Betroffene, Opferverbände und alle ehemaligen DDR-Bürger. 

In Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen hat die SPD ähnliche Anträge selbst mit einge-

bracht und zugestimmt. Wie erklärt die brandenburgische SPD ihre hiesige Ablehnung?“ 

Dieter Dombrowski, Vorsitzender der CDU-Fraktion im Landtag Brandenburg, sagt zudem: „Of-
fensichtlich hat die Linke in Brandenburg gemauert. In anderen ostdeutschen Bundesländern 

haben SPD und CDU gemeinsame Anträge zur Aufklärung eingebracht.“ 

 

Hintergrund: 

Nach aktuellen Erkenntnissen wurden in der DDR Menschen ohne entsprechende Aufklärung 

über mögliche Folgen für die Gesundheit in Medikamententests einbezogen. Dass ein Staat zur 
Devisenbeschaffung die Möglichkeit einräumt, dass Teile der Bevölkerung an medizinischen Ver-

suchsreihen gegen ihren Willen oder ohne Aufklärung teilnehmen, ist zutiefst unethisch und 
menschenverachtend. Dies gilt in gleicher Weise für die damals handelnden Akteure sowie deren 

Auftraggeber.  

Den gesamten Antrag finden Sie hier: 

http://www.parldok.brandenburg.de/parladoku/w5/drs/ab_7300/7359.pdf  

Die Rede von Michael Schierack finden Sie hier: Patientenunterlagen sichern - Prof. Dr. Michael 

Schierack, 05.06.2013 http://youtu.be/8cvDC3fgsP4  
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